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Rechtsstellung der Kinder bei Verbeiständung der Eltern

Sachverhalt

Eine 70-jährige Frau leidet unter fortgeschrittener Demenz. Sie wurde von ihrem Ehemann im eigenen Haus betreut. Nach einem Hirnschlag des Ehemannes ist er nicht mehr in der Lage seine Frau weiter zu betreuen. Die Ehefrau wurde daher in einem gerontopsychiatrischen Pflegeheim untergebracht, wo sie nun bleiben wird. Der   Ehemann beantragte in der Folge eine vormundschaftliche Massnahme, damit er von der Finanzverwaltung und den Sozialversicherungsangelegenheiten seiner Frau entlastet wird. Voraussichtlich soll auch das Haus verkauft werden, das je zu ½ den Eheleuten gehört. Nach mündlicher Rückfrage der Vormundschaftsbehörde beim zuständigen Arzt des Heimes wurde in den Akten festgehalten, dass die Ehefrau nicht mehr angehört werden soll, da sie diesen Vorgang nicht mehr verstehe. Auf die Anhörung wurde dann verzichtet.

 

Nun meine Fragen:

1. Muss, soll und wenn Ja, wie (mündlich, schriftlich) erfolgt die Information über die errichtete Verwaltungsbeistandschaft an die Ehefrau? 

2. Müssen alle 3 Kinder angehört werden (zwei wurden, eines nicht, da angespannte Verhältnisse)? 

3. Muss der Beschluss auch an die 3 Kinder verschickt werden zur Information und Möglichkeit einer Beschwerde oder einer Wahlanfechtung? 

4. Oder genügt eine briefliche Mitteilung nach Eintritt der Rechtskraft? 

Erwägungen

1. Grundsätzlich wird versucht, einem tauglichen nahen Verwandten oder dem   Ehegatten der Vorzug zu geben bei Bestellung eines Beistandes (Art. 380 ZGB). Zu diesem Zweck bedarf die Vormundschaftsbehörde der nötigen Informationen. Sie ist allerdings frei, wie sie sich diese Informationen beschaffen will (Untersuchungsmaxime), einer direkten Anhörung aller in Frage stehender tauglichen Verwandten bedarf es nicht.

2. Hat die zu bevormundende Person oder deren Vater oder Mutter jemand als den Beistand ihres Vertrauens bezeichnet, so soll dieser Bezeichnung, wenn nicht wichtige Gründe dagegen sprechen, Folge geleistet werden (Art. 381 ZGB). Die Rede ist dabei nicht von den Kindern. Demnach ist auch aus der Sicht des gesetzlichen Vorschlagsrechts eine Anhörung der Kinder nicht erforderlich.


3. Obwohl es nach dem Gesagten nicht erforderlich ist, die Kinder zur Frage der Person des Beistandes anzuhören, kann sich ein entsprechender Bedarf aus dem Bedürfnis nach einer umfassenden Entscheidungsgrundlage zur Errichtung der Beistandschaft ergeben. Je nach der Qualität der familiären Verhältnisse dürfte es stossend sein, ohne Einbezug von deren Kindern eine betagte Person zu verbeiständen. Nach Art. 272 ZGB sind Eltern und Kinder einander allen Beistand, alle Rücksicht und Achtung schuldig, die das Wohl der Gemeinschaft erfordert. Diese Pflichten bestehen unbefristet und haben auch Gültigkeit ohne häusliche Gemeinschaft von Eltern und Kindern (C. Hegnauer, Berner Kommentar, N 15 zu Art. 272 ZGB), weil die familiäre Gemeinschaft, der familiäre Zusammenhalt angesprochen ist. So gesehen müsste jede Vormundschaftsbehörde im Rahmen der Sachverhaltsabklärungen mit geeigneten Mitteln – das kann auch die verlässliche Auskunft durch ein Familienmitglied oder Nahestehende sein - zumindest die Frage abklären, ob sich aus dem engsten Umfeld entweder eine Vertretungsregelung ohne vormundschaftliche Massnahme ergibt, oder ob ein Mitglied der Familie geeignet und willens wäre, das Mandat zu führen. 

4. Verfügungen sind den Beteiligten zu eröffnen. Die Eröffnung an eine urteilsunfähige Person erfolgt an deren gesetzliche Vertretung, also im Falle der Altersbeistandschaft an den Beistand. Ob der betreuten Person der Entscheid eröffnet wird, hängt von deren Gesundheitszustand und von der Fähigkeit ab, die verfügte Massnahme zu verstehen. Wenn sie künftig von einem Beistand besucht wird und mit ihm vielleicht das ein oder andere besprochen werden muss, drängt sich mit Sicherheit auf, den Entscheid in geeigneter Form zu eröffnen (z.B. durch Überbringen durch die Vormundschaftssekretärin/den Vormundschaftssekretär oder das Präsidium), je nach dem durch eine Heimleitung. Es ist immer zu bedenken, dass die Eröffnung den Zweck hat, einer betroffenen Person die Möglichkeit einzuräumen, sich gegen eine Massnahme oder gegen die Ernennung einer Betreuungsperson zu wehren. Dazu bedarf es aber bei Betagten der Urteilsfähigkeit.

5. Wem ist eine Verfügung im Übrigen zu eröffnen? Nach Art. 388 ZGB stehen der gewählten Person die Geltendmachung von Ablehnungsgründen und jedermann, der ein Interesse hat, die Anfechtung infolge Gesetzwidrigkeit der getroffenen Wahl zu. Ein Interesse hat, wer durch die Wahl in seinen zivilrechtlichen Ansprüchen und Verpflichtungen tangiert ist (B. Schnyder, Die Vormundschaftsbeschwerde nach Art. 420 ZGB, ZVW 2002 S. 88 Ziff. 3 am Schluss). In konstanter Praxis hat das Bundesgericht festgehalten, dass die Wahl der Betreuungsperson weder die Eltern, die Kinder noch die Verwandten oder Verschwägerten der betreuten Person in ihren rechtlich geschützten Interessen beeinträchtigt. Das Vorschlagsrecht der Eltern (Art. 381 ZGB) wie auch das Vorrecht der Verwandten (Art. 380 ZGB) dienen nämlich ausschliesslich dem Interesse der betreuten Person und demjenigen der Öffentlichkeit (ZBJV 1993 S. 556; BGE 107 Ia 343, 117 Ia 506; Urteil des Bundesgerichts 5P.394/2002 vom 17. Januar 2003). 

6. Demnach können Ihre Fragen wie folgt beantwortet werden:

a. Muss, soll und wenn Ja, wie (mündlich, schriftlich) erfolgt die Information über die errichtete Verwaltungsbeistandschaft an die Ehefrau?
Wenn sie urteilsfähig ist, ist ihr der Entscheid zu eröffnen, wobei auf ihre gesundheitliche Situation Rücksicht zu nehmen ist und ihr mit der nötigen Behutsamkeit und Sorgfalt die zugesprochene Hilfe zu erläutern ist. Wenn sie nicht mehr urteilsfähig ist, erfolgt die Eröffnung an die gesetzliche Vertretung (Beistand).
b. Müssen alle 3 Kinder angehört werden (zwei wurden, eines nicht, da angespannte Verhältnisse)?
Aus dem Gesetz ergibt sich kein formeller Gehörsanspruch der Kinder. Es drängt sich aber je nach Situation im Interesse einer vollständigen Sachverhaltsermittlung und eines sachlich richtigen Entscheides auf, die Kinder in die Massnahmenerrichtung einzubeziehen.
c. Muss der Beschluss auch an die 3 Kinder verschickt werden zur Information und Möglichkeit einer Beschwerde oder einer Wahlanfechtung?
Der Entscheid muss ihnen nicht eröffnet werden. Wenn keine manifesten Gründe dagegen sprechen, ist ihnen aber von der Errichtung der Beistandschaft Kenntnis zu geben. Wenn vertrauliche Aussagen im Beschluss stehen, ist nur das Dispositiv bekannt zu geben (z.B. in einem Brief), andernfalls kann der ganze Entscheid mitgeteilt werden (aber einfacher Postversand anstatt per Einschreiben).
d. Oder genügt eine briefliche Mitteilung nach Eintritt der Rechtskraft?
Bei der Beschwerde nach Art. 388 Abs. 2 ZGB ist zu beachten, dass die Anfechtungsfrist nicht mit der Mitteilung (wie bei Art. 420 Abs. 2 ZGB), sondern mit der Kenntnis zu laufen beginnt. Daher nützt es nichts, die Rechtskraft abzuwarten, weil – sofern die Kinder aus irgend einem Grund sich als zur Beschwerde legitimiert betrachten würden – deren Beschwerdefrist erst mit Kenntnisnahme der Mitteilung zu laufen beginnt.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

Lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 19. September 2005
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